
 

  

 

Stellungnahme zum Referentenentwurf: Erstes 
Kinder- und Jugendhilfestrukturreformgesetz –  
1. KJHSRG 

Der Bundesverband evangelische Behindertenhilfe (BeB) bedankt sich 
für die Möglichkeit in diesem Gesetzgebungsverfahren Stellung 
nehmen zu dürfen. Aufgrund der sehr kurzen Anhörungsfrist können 
nur ausgewählte Themenbereiche bearbeitet werden, die vor allem 
junge Menschen mit Behinderung oder psychischer Erkrankung 
betreffen. 

Für den BeB ist es ein zentrales Anliegen, die inklusive Kinder- und 
Jugendhilfe im System des SGB VIII mitzugestalten und die 
Anforderungen der UN-BRK in diesem Gesetzgebungsprozess 
verankert zu wissen. Damit einher geht die Verpflichtung, Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung und psychischer Erkrankung sowie 
ihren Familien die gleichberechtigte, volle und wirksame Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen.  

Nach der UN-BRK ist Deutschland verpflichtet, individuelle 
Unterstützung für junge Menschen zu leisten. Individuelle 
Teilhaberechte dürfen nicht durch strukturelle Regelungen, 
Vorrangmechanismen oder Sparüberlegungen eingeschränkt werden, 
solange nicht umfänglich sichergestellt ist, dass dadurch tatsächlich die 
gleichberechtigte Teilhabe gewährleistet wird. Das Wohl des einzelnen 
Kindes und dessen bedarfsgerechte bzw. personenzentrierte 
Unterstützung müssen bei allen Leistungsentscheidungen oder 
Einsparbemühungen vorrangig berücksichtigt werden. Dies entspricht 
auch dem verfassungsrechtlich gebotenen Benachteiligungsgebot von 
Menschen mit Behinderung. 
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